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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

La Suisse a paraphé une CDI révisée avec les Pays-Bas prenant en compte les standards
de l’OCDE. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.07.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

Le Conseil fédéral a présenté son message concernant l’approbation d’une CDI avec les
Pays-Bas. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.08.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER

Das Parlament genehmigte das DBA mit den Niederlanden. 3BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.06.2011
ANITA KÄPPELI

Am 6. November 2019 verabschiedete der Bundesrat seine Botschaft zum
Doppelbesteuerungsabkommen mit den Niederlanden. Gleichzeitig wurden auch die
Botschaften zu den Doppelbesteuerungsabkommen mit Norwegen, Schweden und
Neuseeland publiziert. In allen Fällen handelt es sich um ein Änderungsprotokoll,
welches die BEPS-Mindeststandards der OECD für derartige Abkommen
implementieren soll. Im vorliegenden Fall befand sich die Schweiz zudem seit 2012 in
Verhandlungen über die korrekte Definition des Begriffs «Vorsorgeeinrichtung». Die
beiden Staaten einigten sich schliesslich darauf, die Schweizer Definition des Terminus
zu verwenden. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.11.2019
AMANDO AMMANN

Der Nationalrat beriet die Änderungen am Doppelbesteuerungsabkommen mit den
Niederlanden in der Frühjahrssession 2020, nachdem die WAK-NR sich kurz zuvor mit
16 zu 7 Stimmen für die Annahme sämtlicher DBA-Änderungen zur Erfüllung des BEPS-
Übereinkommens ausgesprochen hatte. In der kurzen Ratsdebatte begrüsste Franziska
Ryser (gp, SG) den Umstand, dass auch die SVP «die Notwendigkeit der DBAs
anerkannte», und freute sich darauf, die Zusatzprotokolle mit der Unterstützung der
SVP zu genehmigen. Diese Hoffnung erfüllte sich jedoch nicht ganz, denn eine Mehrheit
der SVP-Fraktion stimmte gegen den Entwurf. Da sich die restlichen Fraktionen jedoch
geschlossen hinter das Geschäft stellten, resultierte ein Mehr von 155 zu 26 Stimmen
(bei 9 Enthaltungen). 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.03.2020
AMANDO AMMANN

Ohne Gegenantrag trat der Ständerat in der Sommersession 2020 auf den
Bundesbeschluss über die Genehmigung eines Änderungsprotokolls des
Doppelbesteuerungsabkommens mit den Niederlanden ein und nahm es anschliessend
einstimmig mit 37 Ja-Stimmen an. 
In der Schlussabstimmung resultierte in der kleinen Kammer mit 45 Stimmen erneut ein
einstimmiges Ergebnis; der Nationalrat nahm das Geschäft mit 146 zu 40 Stimmen (bei
12 Enthaltungen) ebenfalls an. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.06.2020
AMANDO AMMANN
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Aussenwirtschaftspolitik

Le parlement a ratifié deux accords de réassurance en matière de garantie contre les
risques à l'exportation, l’un avec les Pays-Bas et le second avec la Pologne. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.03.2005
ELIE BURGOS

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Banken

En ligne avec l'introduction de l'échange automatique de renseignements (EAR) avec 41
États partenaires, validé en 2017, l'introduction de l'EAR relatifs aux comptes
financiers avec la République de Singapour, Hong Kong, Anguilla, les Bahamas, Bahreïn,
le Qatar, le Koweït, Nauru, les communes outre-mer des Pays-Bas et le Panama a été
adopté par le Conseil des États. Lors des débats, Ueli Maurer a plaidé pour un
développement des normes financières en parallèle avec la pratique internationale.
Aucune opposition notoire n'est à signaler. 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.09.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Schiffahrt

Im April 2023 unterbreitete der Bundesrat dem Parlament eine Vorlage zur
internationalen Kooperation bei Binnenschifffahrtsregeln mit dem sperrigen Titel
«Botschaft zur Genehmigung des Strassburger Übereinkommens von 2012 über die
Beschränkung der Haftung in der Binnenschifffahrt und zu den Änderungen des
Seeschifffahrtsgesetzes und des Übereinkommens über Abfälle in der Rhein- und
Binnenschifffahrt». Die Vorlage beinhaltete zwei Kernpunkte: 
Erstens sollten mit der Genehmigung des Strassburger Übereinkommens – des
sogenannten CLNI 2012 – und der Änderung des Seeschifffahrtsgesetzes die
Haftungshöchstbeträge für Binnenreeder bei Schadensereignissen erhöht werden.
Eine Anpassung sei nötig, um der Teuerung gerecht zu werden und um die Akzeptanz
der Höchstbeträge sicherzustellen. Das vorangehende Strassburger Abkommen CLNI
1988, welches von der Schweiz im Mai 1997 ratifiziert worden und im Juli 2019 ausser
Kraft getreten war, soll damit durch die Neuauflage ersetzt werden. CLNI 2012 definiert
dabei ein einheitliches Haftungsbeschränkungsregime auf Binnengewässern und
vereinheitlicht damit rechtliche Bestimmungen zur Binnenschifffahrt in Ländern wie
Deutschland, Frankreich, den Niederlanden, Luxemburg und der Schweiz. Es trat im
Anschluss an die Vorgängerversion im Juli 2019 in Kraft und soll zudem ermöglichen,
dass weitere Staaten – wie beispielsweise Ungarn oder Serbien – dem Regime beitreten
können. Im Zuge der Ratifizierung plante der Bundesrat, das Schweizer
Seeschifffahrtsgesetz entsprechend anzupassen und dabei gleichzeitig eine
Gesetzeslücke betreffend die Haftungsbestimmungen von Rettungspersonen zu
schliessen. Die Vorlage stiess in der Vernehmlassung auf positive Resonanz. Der SGV
verlangte jedoch, dass die Haftungsobergrenzen gemäss dem CLNI 2012 nur für den
grenzüberschreitenden Binnenverkehr, nicht aber für den nationalen Schiffsverkehr
gelten. Der Bundesrat erklärte in seiner Botschaft, dass CLNI 2012 zwar auf sämtliche
Binnengewässer ausgeweitet werde, seine Anwendung auf den nationalen Verkehr – mit
Ausnahme eines Teilbereichs des Rheins (Hauptbinnenwasserstrasse von
internationaler Bedeutung) – aber mit einer Notifikation jederzeit ausgeschlossen
werden kann. Auf Wunsch der Schweiz sei eine solche Ausnahmemöglichkeit für
Binnenwasserstrassen ohne internationale Bedeutung ergänzt worden, erläuterte der
Bundesrat weiter.
Zweitens sollen mit der Botschaft die Umweltvorschriften in der Binnenschifffahrt
gestärkt werden, indem das sogenannte unkontrollierte Entgasen – das Ablassen von
teils schädlichen Gasen, die sich in Tankern bilden – verboten und in den
Anwendungsbereich des Übereinkommens über die Sammlung, Abgabe und Annahme
von Abfällen in der Rhein- und Binnenschifffahrt – dem in der Schweiz im November
2009 in Kraft getretenen CDNI – aufgenommen wird. Das Abkommen zwischen den
Ländern Deutschland, Belgien, Frankreich, den Niederlanden, Luxemburg und der
Schweiz, welches bis anhin nur Bestimmungen zur Entsorgung flüssiger Abfälle
beinhaltete, würde damit um die Bestimmung zu gasförmigen Abfällen ergänzt, sodass

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.04.2023
MARCO ACKERMANN
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die Kosten für ein kontrolliertes und sachgemässes Entgasen gemäss dem
Verursacherprinzip dem Befrachter auferlegt werden. In der Vernehmlassung wurde die
Ratifikation der Erweiterung des CDNI in fünf von insgesamt sieben Stellungnahmen
vorbehaltlos unterstützt. Kritik kam von der Vereinigung für Schifffahrt und
Hafenwirtschaft, welche vorerst die Ratifizierung in anderen Vertragsstaaten abwarten
wollte, sowie vom SGV, welcher steigende Kosten für die Schifffahrt befürchtete. 9

Im September 2023 befasste sich der Ständerat als Erstrat mit der bundesrätlichen
Botschaft zur Genehmigung des Strassburger Übereinkommens von 2012 über die
Beschränkung der Haftung in der Binnenschifffahrt (CLNI) und zur Genehmigung des
Übereinkommens über Abfälle in der Rhein- und Binnenschifffahrt (CDNI). 
Der erste Teil der Vorlage, welcher eine Änderung des Bundesgesetzes über die
Seeschifffahrt unter Schweizer Flagge vorsah, hat sich laut Hans Wicki (fdp, NW), dem
Sprecher der KVF-SR, in den Staaten, die das CLNI bereits ratifiziert haben, bewährt. Es
seien klare Verantwortlichkeiten definiert, die Rechtssicherheit erhöht und die
Sicherheit im Bereich der Binnenschifffahrt verbessert worden. Die Anpassung der
Haftungshöchstgrenze komme den Passagieren zugute und der Bundesrat erwarte bei
einer Übernahme durch die Schweiz keinen finanziellen oder personellen
Mehraufwand. 
Auch den zweiten Teil der Vorlage, welcher die Genehmigung der Änderung des CDNI
umfasste, unterstütze die KVF-SR laut Wicki. Der potenziell umweltschädlichen Praxis
des Entgasens von Tankschiffen solle mit der Ratifizierung entgegenwirkt und die
Kostentragpflicht entsprechend dem Verursacherprinzip bei den Befrachtenden
angesiedelt werden. Das Abkommen sei bereits von Frankreich, Luxemburg, den
Niederlanden, Deutschland und Belgien ratifiziert worden, könne aber erst in Kraft
treten, wenn auch die Schweiz ihre Gesetzgebung anpasse. Auch hier sehe der
Bundesrat laut Wicki keinen finanziellen oder personellen Mehraufwand.
Wicki führte zudem aus, dass die Kommission die Ratifizierung der beiden
Übereinkommen als «klassische völkerrechtliche Verträge» einschätze, die nicht direkt
mit der EU in Verbindung stehen. Die Schweiz habe innerhalb des Vertragswerks volles
Mitspracherecht. Die Kommission habe zudem die Frage nach dem Geltungsbereich im
Bodensee diskutiert und sei zum Schluss gekommen, dass im Bereich des CLNI separate
Abkommen zwischen Deutschland, der Schweiz und Österreich bestehen und die vom
CDNI betroffenen Tankschiffe kaum auf dem Bodensee verkehren würden. Die KVF-SR
beantragte ihrem Rat vorbehaltlos, dem bundesrätlichen Entwurf zuzustimmen. 
Nachdem der Ständerat Eintreten ohne Gegenantrag beschlossen hatte, folgte er auch
dem Antrag seiner Kommission ohne Diskussion. Die Gesamtabstimmung fiel
einstimmig zugunsten des bundesrätlichen Entwurfs aus, womit das Geschäft an den
Nationalrat geht. 10

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.09.2023
LENA BALTISSER
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2018, pp.3419; FF, 2018, pp.3421; FF, 2018, pp.3423; FF, 2018, pp.3425; FF, 2018, pp.3427; FF, 2018, pp.3429; FF, 2018,
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